
Auszug aus den Allgemeinen Bedingungen für die Kraft-
fahrzeughaftpflicht-Versicherung (AKHB 2017/1)

Artikel 9
Was ist vor bzw. nach Eintritt des Versicherungsfalles zu 
beachten? (Obliegenheiten)

1. Als Obliegenheiten, deren Verletzung im Zeitpunkt des Versiche­
rungsfalles die Freiheit des Versicherers von der Verpflichtung zur 
Leistung bewirkt (§ 6 Abs. 1 und Abs. 1a VersVG), werden bestimmt,

1.1 Vereinbarungen über die Verwendung des Fahrzeuges ein­
zuhalten;

1.2 mit dem Fahrzeug nicht eine größere als die vereinbarte Höchst­
anzahl von Personen zu befördern;

1.3 im Falle der Zuweisung eines Wechselkennzeichens nur das 
Fahrzeug zu verwenden, an dem die Kennzeichentafeln jeweils 
angebracht sind.

Bei Verletzung der Obliegenheit gemäß Pkt. 1.2 umfasst die Leistungs­
freiheit höchstens den Teil der Entschädigung, der dem Ver hältnis der 
Anzahl der zu Unrecht beförderten Personen zur Anzahl der insgesamt 
beförderten Personen entspricht.

2. Als Obliegenheiten, die zum Zweck der Verminderung der Gefahr 
oder der Verhütung einer Erhöhung der Gefahr dem Versicherer 
gegenüber zu erfüllen sind und deren Verletzung im Zeitpunkt 
des Versicherungsfalles die Freiheit des Versicherers von der Ver­ 
 pflichtung zur Leistung bewirkt (§ 6 Abs. 2 VersVG), werden be­
stimmt,

2.1 dass der Lenker zum Lenken des Fahrzeuges kraftfahrrechtlich 
berechtigt ist;

2.2 dass sich der Lenker nicht in einem durch Alkohol oder Suchtgift 
beeinträchtigten Zustand im Sinn der Straßenverkehrsvor­
schriften befindet;

2.3 mit dem Fahrzeug nicht eine größere Anzahl von Personen zu 
befördern, als nach den kraftfahrrechtlichen Vorschriften zu­ 
lässig ist.

 Die Leistungspflicht bleibt jedenfalls in den Fällen der Pkte. 2.1 
und 2.2 gegenüber dem Versicherungsnehmer und anderen 
mitver sicherten Personen als dem Lenker bestehen, sofern 
für diese die Obliegenheitsverletzung ohne Verschulden nicht 
erkennbar war.

 Eine Verletzung der Obliegenheit gemäß Pkt. 2.2 liegt nur vor, 
wenn im Spruch oder in der Begründung einer rechtskräftigen 
verwaltungs behördlichen oder gerichtlichen Entscheidung 
festgestellt wird, dass das Fahrzeug in einem durch Alkohol 
oder Suchtgift beeinträchtigten Zustand gelenkt wurde.

 Bei Verletzung der Obliegenheit gemäß Pkt. 2.3 umfasst die Leis­ 
t ungsfreiheit höchstens den Teil der Entschädigung, der dem 
Ver hältnis der Anzahl der zu Unrecht beförderten Personen 
zur Anzahl der insgesamt beförderten Personen entspricht.

3. Als Obliegenheiten, deren Verletzung nach Eintritt des Versiche­
rungsfalles die Freiheit des Versicherers von der Verpflichtung zur 
Leistung bewirkt (§ 6 Abs. 3 VersVG), werden bestimmt,

3.1 im Fall der Verletzung von Personen diesen Hilfe zu leisten oder, 
falls die hierzu Verpflichteten dazu nicht fähig sind, unverzüglich 
für fremde Hilfe zu sorgen;

3.2 bei Personenschäden die nächste Polizei­ oder Gendarmerie­
dienststelle sofort zu verständigen;

3.3 dem Versicherer längstens innerhalb einer Woche ab Kenntnis

3.3.1 den Versicherungsfall unter möglichst genauer Angabe 
des Sachverhaltes,

3.3.2 die Anspruchserhebung durch den geschädigten Dritten,

3.3.3 die Einleitung eines damit im Zusammenhang stehenden 
ver waltungsbehördlichen oder gerichtlichen Verfahrens 
anzuzeigen.

 Die Pkte. 3.3.1 und 3.3.2 gelten nicht, soweit der Versicherungs­
nehmer dem Geschädigten den Schaden selbst ersetzt.

3.4 nach Möglichkeit zur Feststellung des Sachverhaltes beizu­
tragen;
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3.5 außer im Falle des Pktes. 3.8 ohne Einwilligung des Versiche­
rers die Entschädigungsansprüche des geschädigten Dritten 
nicht anzuerkennen;

3.6 außer im Falle des Pktes. 3.8. ohne Einwilligung des Versi­
cherers einen bedingten Zahlungsbefehl nicht in Rechtskraft 
erwachsen zu lassen;

3.7 dem Versicherer, außer im Fall der Freiheit von der Verpflich­
tung zur Leistung, die Führung des Rechtsstreits über den 
Ersatz anspruch zu überlassen, dem vom Versicherer bestell­
ten Rechtsanwalt Prozessvollmacht zu erteilen und jede von 
diesem verlangte sachdienliche Aufklärung zu geben.

3.8 Hat der Versicherungsnehmer innerhalb von vier Wochen nach 
Eintritt des Versicherungsfalles eine Leistung zur Abdeckung 
des Schadens erbracht, so tritt die Leistungsfreiheit des Versi­
cherers wegen Verletzung einer Obliegenheit gemäß Pkt. 3.3 
nicht ein, wenn die Erfüllung der Obliegenheit innerhalb von 
sechs Monaten nach Eintritt des Versicherungsfalles nach­
geholt wird. Die Obliegenheit der Anzeige eines gerichtlichen 
Verfahrens gemäß Pkt. 3.3.3 wird hierdurch nicht berührt.

Artikel 12
Wann und unter welchen Voraussetzungen ändert sich der 
Beitrag? (Beitragsanpassung)

1. Der Beitrag unterliegt gemäß § 14b KHVG einer vertraglich verein­
barten jährlichen Anpassung zur Hauptfälligkeit entsprechend der 
Veränderung des von der Bundesanstalt Statistik Austria verlautbarten 
Kraftfahrzeughaftpflicht­Versicherungsleistungspreisindex (KVLPI) 
2010 bzw. bei dessen Entfall des an seine Stelle tretenden Index.

 Basis für die erstmalige Beitragsanpassung bildet die endgültige In­
dexzahl, die für den 4 Monate vor dem Monat des Vertragsbeginnes 
gelegenen Monat von der Statistik Austria veröffentlicht und dem 
Versicherungsnehmer auf der Polizze bekannt gegeben wird. Für 
alle weiteren Beitragsanpassungen bildet die endgültige Indexzahl, 
die für die jeweils letzte Beitragsanpassung herangezogen wurde, 
die Ausgangsbasis.

 Der Beitrag vermindert oder erhöht sich dabei in dem Ausmaß, in dem 
sich die jeweils für den vier Monate vor dem Monat der Hauptfälligkeit 
gelegenen Monat veröffentlichte Indexzahl gegenüber der für die Bei­
tragsanpassung nach Maßgabe dieser Regelung heranzuziehenden 
Ausgangsbasis verändert hat. 

 Maßgebend ist der auf 2 Kommastellen kaufmännisch gerundete 
Prozentsatz der Veränderung.

 Allgemeine Vorschriften über Vertragsbestimmungen, die eine Än­
derung des Entgelts vorsehen, bleiben unberührt.

2. Beitragserhöhungen aufgrund des Pktes 1. können frühestens nach 
einem Jahr ab Versicherungsbeginn und in der Folge nicht in kürzeren 
als einjährigen Abständen vorgenommen werden; sie werden frühes­
tens ab dem Zeitpunkt der Verständigung des Versicherungsnehmers 
durch den Versicherer wirksam.

3. Wird der Beitrag auf Grund der Bestimmungen des Pkt. 1 erhöht, 
kann der Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag binnen 
eines Monats, nachdem der Versicherer ihm den erhöhten Beitrag 
und den Grund der Erhöhung mitgeteilt hat, kündigen. Die Kündigung 
wird mit Ablauf eines Monats wirksam, frühestens jedoch mit dem 
Wirksamwerden der Beitragserhöhung. 

4. Auf sein Kündigungsrecht ist der Versicherungsnehmer bei der Ver­
ständigung über die Prämienerhöhung ausdrücklich hinzuweisen.

Auszug aus den Allgemeinen Bedingungen
für die Kraftfahrzeug-Kaskoversicherung (AKB 2017)

Artikel 9
Was ist vor bzw. nach Eintritt des Versicherungsfalles zu 
beachten? (Obliegenheiten)

1. Als Obliegenheiten, deren Verletzung im Zeitpunkt des Versiche­
rungsfalles die Freiheit des Versicherers von der Verpflichtung 

zur Leistung bewirkt (§ 6 Abs. 1 a VersVG), wird die Verpflichtung 
bestimmt, Vereinbarungen über die Verwendung des Fahrzeuges 
einzuhalten.

2. Als Obliegenheiten, die zum Zweck der Verminderung der Gefahr 
oder der Verhütung einer Erhöhung der Gefahr dem Versicherer 
gegenüber zu erfüllen sind und deren Verletzung im Zeitpunkt des 
Versicherungsfalles die Freiheit des Versicherers von der Verpflich­
tung zur Leistung bewirkt (§ 6 Abs. 2 VersVG), werden bestimmt,

2.1 dass der Lenker in jedem Fall die kraftfahrrechtliche Berechti­
gung besitzt, die für das Lenken des Fahrzeuges auf Straßen 
mit öffentlichem Verkehr vorgeschrieben ist; dies gilt auch 
dann, wenn das Fahrzeug nicht auf Straßen mit öffentlichem 
Verkehr gelenkt wird;

2.2 dass sich der Lenker nicht in einem durch Alkohol oder Suchtgift 
beeinträchtigten Zustand befindet.

 Die Verpflichtung zur Leistung bleibt gegenüber dem Versicherungs­
nehmer und sonstigen anspruchsberechtigten Personen bestehen, 
sofern für diese die Obliegenheitsverletzung ohne Verschulden nicht 
erkennbar war.

3. Als Obliegenheiten, deren Verletzung nach Eintritt des Versiche­
rungsfalles die Freiheit des Versicherers von der Verpflichtung zur 
Leistung bewirkt (§ 6 Abs. 3 VersVG), werden bestimmt,

3.1 dem Versicherer längstens innerhalb einer Woche ab Kenntnis

­ den Versicherungsfall unter möglichst genauer Angabe des 
Sachverhaltes sowie

­ die Einleitung eines damit im Zusammenhang stehenden 
verwal tungsbehördlichen oder gerichtlichen Verfahrens 
mitzuteilen;

3.2 nach Möglichkeit zur Feststellung des Sachverhaltes beizutra­
gen;

3.3 dass der Versicherungsnehmer vor Beginn der Wiederinstand­
setzung bzw. vor Verfügung über das beschädigte Fahrzeug 
die Zustimmung des Versicherers einzuholen hat, soweit ihm 
dies billigerweise zugemutet werden kann;

3.5 dass ein Schaden, der durch Diebstahl, Raub, unbefugten Ge­
brauch durch betriebsfremde Personen, Brand, Explosion oder 
Wild entsteht, vom Versicherungsnehmer oder Lenker bei der 
nächsten Polizei­ oder Gendarmeriedienststelle unverzüglich 
anzuzeigen ist.

Artikel 13 - Wann und unter welchen Voraussetzungen än-
dert sich der Beitrag? (Beitragsanpassung)

1. Der Beitrag unterliegt einer vertraglich vereinbarten Anpassung zur 
Hauptfälligkeit entsprechend der Veränderung des von der Bundesan­
stalt Statistik Austria veröffentlichten Teilindex Kfz­Sachschäden des 
Kraftfahrzeughaftpflicht­Versicherungsleistungspreisindex (KVLPI) 
2010 bzw. bei dessen Entfall des an seine Stelle tretenden Index.

 Basis für die erstmalige Beitragsanpassung bildet die Indexzahl, die 
für den 4 Monate vor dem Monat des Vertragsbeginnes gelegenen 
Monat von der Statistik Austria veröffentlicht und dem Versicherungs­
nehmer auf der Polizze bekannt gegeben wird. Für alle weiteren 
Beitragsanpassungen bildet die Indexzahl, die für die jeweils letzte 
Beitragsanpassung herangezogen wurde, die Ausgangsbasis.

 Der Beitrag vermindert oder erhöht sich dabei in dem Ausmaß, in dem 
sich die jeweils für den vier Monate vor dem Monat der Hauptfälligkeit 
gelegenen Monat veröffentlichte Indexzahl gegenüber der für die Bei­
tragsanpassung nach Maßgabe dieser Regelung heranzuziehenden 
Ausgangsbasis verändert hat.

 Maßgebend ist der auf 2 Kommastellen kaufmännisch gerundete 
Prozentsatz der Veränderung.

2. Beitragserhöhungen aufgrund des Pktes. 1. können frühestens nach 
einem Jahr ab Versicherungsbeginn und in der Folge nicht in kür­
zeren als einjährigen Abständen vorgenommen werden; sie werden 
frühestens ab dem Zeitpunkt der Verständigung des Versicherungs­
nehmers durch den Versicherer wirksam.



Auszug aus den Allgemeinen Bedingungen für 
die Fahrzeuginsassen-Unfallversicherung (AIB 2012)

Artikel 21
Was ist vor bzw. nach Eintritt des Versicherungsfalles zu 
beachten? (Obliegenheiten)

1.  Als Obliegenheiten, deren Verletzung im Zeitpunkt des Versiche­
rungsfalles die Freiheit des Versicherers von der Verpflichtung 
zur Leistung bewirkt (§ 6 Abs. 1 und Abs. 1 a VersVG), wird die 
Verpflichtung bestimmt, Vereinbarungen über die Verwendung des 
Fahrzeuges einzuhalten.

2.  Als Obliegenheiten, die zum Zweck der Verminderung der Gefahr 
oder der Verhütung einer Erhöhung der Gefahr dem Versicherer 
gegenüber zu erfüllen sind und deren Verletzung im Zeitpunkt des 
Versicherungsfalles die Freiheit des Versicherers von der Verpflich­
tung zur Leistung bewirkt (§ 6 Abs. 2 VersVG), werden bestimmt,

2.1  dass der Lenker in jedem Fall die kraftfahrrechtliche Berechti­
gung besitzt, die für das Lenken des Fahrzeuges auf Straßen 
mit öffentlichen Verkehr vorgeschrieben ist; dies gilt auch dann, 
wenn das Fahrzeug nicht auf Straßen mit öffentlichem Verkehr 
gelenkt wird;

2.2  dass sich der Lenker nicht in einem durch Alkohol oder Suchtgift 
beeinträchtigten Zustand befindet;

2.3  mit dem Fahrzeug Personen nur unter Einhaltung der betref­
fenden kraftfahrrechtlichen Vorschriften zu befördern.

 Die Verpflichtung zur Leistung bleibt in den Fällen der Pkte. 2.1 und 
2.2 gegenüber dem Versicherungsnehmer und den versicherten 
Personen bestehen, sofern für diese die Obliegenheitsverletzung 
ohne Verschulden nicht erkennbar war.

3.  Als Obliegenheiten, deren Verletzung nach Eintritt des Versiche­
rungsfalles die Freiheit des Versicherers von der Verpflichtung zur 
Leistung bewirkt (§ 6 Abs. 3 VersVG), werden bestimmt:

3.1  dem Versicherer längstens innerhalb einer Woche ab Kenntnis

­  den Versicherungsfall unter möglichst genauer Angabe des 
Sachverhaltes sowie

­  die Einleitung eines damit im Zusammenhang stehenden 
verwal tungsbehördlichen oder gerichtlichen Verfahrens 
mitzuteilen;

3.2  dem Versicherer einen Todesfall innerhalb von 3 Tagen anzu­
zeigen, und zwar auch dann, wenn der Unfall bereits gemeldet 
ist;

3.3  nach Möglichkeit zur Feststellung des Sachverhaltes beizutra­
gen;

3.4  dem Versicherer das Recht einzuräumen, die Leiche durch 
Ärzte besichtigen, nötigenfalls exhumieren und auch öffnen 
zu lassen;

3.5  nach dem Unfall unverzüglich ärztliche Hilfe in Anspruch zu 
nehmen und die ärztliche Behandlung bis zum Abschluss des 
Heilverfahrens fortzusetzen; ebenso für eine angemessene 
Krankenpflege und nach Möglichkeit für die Abwendung und 
Minderung der Unfallfolgen zu sorgen;

3.6  nach Erhalt des Formulares für Unfallanzeigen dieses ohne 
Verzug dem Versicherer sorgfältig ausgefüllt zuzusenden; au­
ßerdem dem Versicherer alle weiter verlangten sachdienlichen 
Auskünfte zu erteilen;

3.7  den behandelnden Arzt oder die behandelnde Krankenanstalt 
sowie diejenigen Ärzte oder Krankenanstalten, von denen der 
Versicherte aus anderen Anlässen behandelt oder untersucht 
worden ist, zu ermächtigen und aufzufordern, die vom Versiche­
rer verlangten Auskünfte zu erteilen und Berichte zu liefern; ist 
der Unfall einem Sozialversicherer gemeldet, so auch diesen 
im vorstehenden Sinne zu ermächtigen;

3.8  die mit dem Unfall befassten Behörden zu ermächtigen und 
zu veranlassen, die vom Versicherer verlangten Auskünfte zu 
erteilen;

3.9  sich auf Verlangen des Versicherers durch die von diesem 
bezeichneten Ärzte untersuchen zu lassen;

3.10 falls Spitalgeld versichert ist, dem Versicherer vom Versicher­
ten eine Bescheinigung der Spitalsverwaltung zu übergeben 
ist, in welcher der volle Vor­ und Zuname des Versicherten, 
dessen Geburtsdaten, der Tag der Aufnahme in das Spital und 
der Tag der Entlassung sowie die Diagnose angegeben sein 
müssen.

3.11  im Falle der Versicherung von Unfallkosten (siehe Artikel 14) 
dem Versicherer die Originalbelege zu überlassen.
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